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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Landwirtschaft

Fischerei

Ein von der UREK-NR eingereichtes Postulat forderte vom Bundesrat eine
Standortbestimmung zur Fischerei in Schweizer Seen und Fliessgewässern. Der
Bericht sollte eine Übersicht darüber geben, wie sich die Fischerei in der Schweiz
entwickelt habe. Zu diesem Zweck sollte er ökologische Themen wie die
Gewässerqualität, Nährstoffvorkommen und Gewässerbiologie abdecken, aber auch
Auskünfte über sozioökonomische Aspekte wie etwa die Berufsausbildung der
Fischerinnen und Fischer oder die Einkünfte aus der Fischerei liefern. Schliesslich
sollten Informationen über die Einfuhr und die Herkunftsdeklaration von
Fischereiprodukten, die Konsumentwicklung sowie Empfehlungen zur nachhaltigen
Nutzung der einheimischen Fischbestände enthalten sein. Der Bundesrat beantragte
das Postulat mit Verweis auf das hydrologische Jahrbuch und die Eidgenössische
Fischereistatistik abzulehnen, da die genannten Publikationen bereits umfangreiche
Informationen über die ökologische Situation der Schweizer Seen und Fliessgewässer
liefern. Im Nationalrat fand der Vorstoss aber Anklang und wurde mit 125 zu 47 Stimmen
(2 Enthaltungen) angenommen. 1

POSTULAT
DATUM: 14.09.2015
LAURA SALATHE

Landwirtschaft und Umweltschutz

Le Conseil des Etats ne veut pas d'un rapport supplémentaire sur la perte des
éléments fertilisants, refusant par 21 voix contre 16 et 3 abstentions un postulat déposé
par Damian Müller (plr, LU). Ce dernier aurait souhaité que le Conseil fédéral examine
les outils utilisés pour effectuer les calculs des pertes d'éléments fertilisants, alors que
de grosses approximations apparaissent dans les rapports rendus par les offices
fédéraux sur cette question. Guy Parmelin, pour le Conseil fédéral, a indiqué que les
autorités allaient faire le nécessaire dans le cadre du train d'ordonnances relatif à la
mise en œuvre de l'initiative parlementaire 19.475. C'est un programme du nom
d'OSPAR qui examinera à l'avenir les objectifs fixés; un programme approuvé par
Agroscope. 2

POSTULAT
DATUM: 03.06.2021
KAREL ZIEHLI

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Naturschutz

Die Bemühungen um einen dauerhaften Schutz der Bündner Greina-Hochebene gingen
auch nach dem Verzicht auf das Kraftwerkprojekt weiter. Aus einem von Naturschützern
angeregten Fonds sollen die betroffenen Gemeinden für entgangene Einnahmen
entschädigt werden, wenn sie einem Schutzvertrag für die Hochgebirgslandschaft
Greina-Piz Medel zustimmen. Der Nationalrat überwies ein Postulat Columberg (cvp,
GR), das den Bundesrat auffordert, in Zusammenarbeit mit den kantonalen Behörden
und den Umweltschutzorganisationen für den Fall Greina eine Abgeltungslösung zu
suchen. Längerfristig wird zur Entschädigung von Berggemeinden, die im Interesse des
Landschaftsschutzes auf einen Endausbau der Wasserkraft verzichten, eine gesetzliche
Grundlage angestrebt. Die von der Schweizerischen Greina-Stiftung (SGS) lancierte Idee
einer Solidaritätsabgabe nahm ihr Präsident, Nationalrat Maeder (ldu, AR), mit einer
Motion auf und schlug als Weg zur Realisierung dieses «Landschaftsrappens» eine
Neufassung des Bundesgesetzes über die Nutzbarmachung der Wasserkräfte vor. Der
Nationalrat folgte jedoch der Argumentation von Bundesrat Schlumpf, wonach für die
Erhebung einer solchen Energieabgabe durch den Bund die Verfassungsgrundlage
fehle. Während er ein Postulat Loretan (fdp, AG) betreffend Abklärungen zu einem
derartigen Abgeltungsfonds guthiess, lehnte er den von Maeder geforderten
«Landschaftsrappen» mit 47 zu 43 Stimmen ab und überwies in Postulatform nur den
ersten Teil der Motion, der zur Schonung und Erhaltung der Naturschönheiten verlangt,
dass Wasserkraftwerke das landschaftliche Bild und das ökologische Gleichgewicht
möglichst wenig beeinträchtigen dürfen. 3

POSTULAT
DATUM: 31.10.1987
KATRIN HOLENSTEIN
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Gewässerschutz

Im Gewässerschutz verursachte die ungünstige Finanzlage des Bundes ernsthafte
Vollzugsschwierigkeiten. Durch das 1972 in Kraft getretene neue Gesetz, das die
Kantone zur Verwirklichung der geforderten Massnahmen innert zehn Jahren
verpflichtet und die Bundessubventionen erhöht hatte, war die Erstellung von
Abwasserreinigungsanlagen beschleunigt worden. Die Bestimmung, dass Bauten ohne
Kanalisationsanschluss nur in Ausnahmefällen errichtet werden dürfen, drängte manche
Gemeinde, die ihre Weiterentwicklung sichern wollte, noch zu besonderer Eile. Nun
erklärte man von seiten des Bundes, dass es unmöglich sei, allen eingereichten
Beitragsgesuchen fristgerecht zu entsprechen, und dass bis 1982 nur die wichtigen
Verunreinigungsquellen behoben werden könnten. In den Kantonen und Gemeinden,
denen die Mittel zur Finanzierung der in Angriff genommenen Projekte fehlten,
entstand darauf erhebliche Unruhe. Diese kam in verschiedenen Protesten und
Eingaben sowie in parlamentarischen Vorstössen zum Ausdruck. Die Einführung einer
Sonderabgabe für den Gewässerschutz, die ein Postulat Akeret (svp, ZH) anregte, liess
der Bundesrat prüfen; die Bereitstellung zusätzlicher Mittel aus dem allgemeinen
Haushalt lehnte er jedoch ab. Anderseits kam er den Bedürfnissen der Berg- und
Hügelregion nach einer weniger strengen Regelung für Baubewilligungen ausserhalb des
Kanalisationsgebiets entgegen, indem er durch eine Änderung der Vollzugsverordnung
eine flexiblere Praxis ermöglichte. 4

POSTULAT
DATUM: 09.12.1974
ERNST FRISCHKNECHT

Seit einigen Jahren steht die Verunreinigung des Grund- und Trinkwassers durch
chemische Substanzen in der öffentlichen Diskussion. Ein Forschungsprojekt über die
Rückstände von Pflanzenschutzmitteln im Grundwasser, das die Schweizerische
Gesellschaft für chemische Industrie (SGCI) in Zusammenarbeit mit Bundes- und
Kantonsbehörden durchführte, kam zum Schluss, dass die Rückstände von Atrazin und
anderen Substanzen teilweise über den Toleranzwerten liegen. Während die SGCI die
Entwicklung einer neuen Generation von wasserunlöslichen Agrochemikalien
ankündigte, die in kleineren Mengen eingesetzt und nicht so leicht aus den Böden
ausgewaschen werden können, verlangten die Natur- und Umweltschutzorganisationen
eine konsequentere Anwendung der Stoffverordnung (StoV) und insbesondere eine
schärfere Bewilligungspraxis für neue Substanzen. Der Nationalrat überwies ein Postulat
Hubacher (sp, BS), das den Bundesrat ersucht, bis Ende 1989 einen Bericht über den
Zustand des Trinkwassers in der Schweiz vorzulegen und die nötigen Massnahmen zu
konkretisieren. 5

POSTULAT
DATUM: 16.12.1988
KATRIN HOLENSTEIN

Diskussionslos überwies der Ständerat ein Postulat Hêche (sp, JU), das eine
Untersuchung zu bestehenden und zusätzlichen Massnahmen zur Verminderung von
Mikroverunreinigungen in Schweizer Gewässern fordert. Dabei sollen insbesondere
Massnahmen berücksichtigt werden, die direkt bei den Verursachern ansetzen. 6

POSTULAT
DATUM: 30.05.2012
MARLÈNE GERBER

Die Brisanz der Anpassung der Gewässerschutzgesetzgebung (GSchG), in deren Folge
die Renaturierungsinitiative zurückgezogen wurde, zeigte sich in der relativ deutlichen
Annahme des Postulats Vogler (csp, OW) durch den Nationalrat. Der Obwaldner
Parlamentarier verwies als Beispiel auf die Situation im eigenen Kanton, wo 175 ha
landwirtschaftliche Nutzflächen von Gewässerräumen erfasst seien, was den
Kulturlandflächen von 15 Landwirtschaftsbetrieben entspreche. Konkret verlangte der
Postulant vom Bundesrat die Ausarbeitung eines Berichts, der aufzeigen soll, wie sich
die Ausscheidung von Gewässerräumen auf die Landwirtschaft und die Eigentümer von
eingezontem Bauland auswirke und ob mit einer differenzierten anstelle einer, wie im
revidierten GSchG vorgesehenen, fixen Ausscheidung und Nutzung der
Gewässerräume dem Gewässer- und Hochwasserschutz ebenfalls Rechnung getragen
werden könnte. Trotz ablehnender Haltung der Regierung – Bundesrätin Leuthard (cvp)
wies in der parlamentarischen Beratung einmal mehr auf bestehende Bestrebungen in
Zusammenarbeit mit der BPUK sowie auf eine bereits vorgesehene Evaluation hin – fand
das Anliegen im Nationalrat deutliche Zustimmung. Vergeblich gegen die Überweisung
des Postulats votierten eine geschlossene SP-Fraktion sowie ein Viertel der FDP-
Liberalen. Die Fraktion der Grünen enthielt sich grossmehrheitlich der Stimme. 7

POSTULAT
DATUM: 26.09.2013
MARLÈNE GERBER
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Beat Rieder (pdc, VS) demande au Conseil fédéral un rapport sur la sécurité de
l'approvisionnement en eau et sur la gestion de l'eau, puisqu'il n'existe, selon lui,
aucune donnée et prévision à ces sujets. Il le prie de déterminer les besoins et les
ressources en eau pour la Suisse d'ici 2050, d'évaluer la nécessité d'une gestion
inclusive de l'eau et de la construction d'infrastructures de stockage. De plus, il invite le
Conseil fédéral à estimer les potentiels conflits liés à la préservation et à l’utilisation de
l’eau, en fonction des modèles d’analyse de la consommation. Le pouvoir exécutif
devrait également tenir compte des implications internationales de l'utilisation d'eau
en Suisse. 
Le Conseil fédéral prône le rejet du postulat. En effet, il rappelle s'être déjà penché sur
la question de la sécurité de l'approvisionnement en eau et avoir pris des mesures pour
éviter des pénuries à court et à moyen terme (po.10.3533). L'OFEV soutient les cantons
dans leur gestion de l'eau, suit l'évolution de la protection des captages d'eaux
souterraines d'intérêt public et se soucie des potentiels conflits d'utilisation. De même,
le plan d'action «Adaptation aux changements climatiques en Suisse», dont les
premiers résultats sortiront en 2020, répondra aux questions du postulat. Au niveau
international, par la ratification du protocole sur l'eau et la santé lié à la Convention de
1992 sur la protection et l'utilisation des cours transfrontières et des lacs
internationaux, la Suisse s'est engagée à optimiser durablement la gestion des
ressources hydriques pour éviter les maladies liées à l'eau. 
Lors du passage au Conseil des Etats, le postulat est adopté par 24 voix contre 15 et 2
abstentions. Le Conseil fédéral devra donc fournir un rapport supplémentaire à ce
sujet. 8

POSTULAT
DATUM: 12.09.2018
DIANE PORCELLANA

Bodenschutz

Die Verordnung über Schadstoffe im Boden (VSBo), die seit 1986 in Kraft ist, legt zwar
Richtwerte für die Schadstoffkonzentrationen fest und regelt die Überwachung der
Bodenqualität, doch fehlen bisher – ausser bei einer unmittelbaren
Gewässergefährdung – die Rechtsgrundlagen für eine Sanierungspflicht von Böden mit
zu hohem Schadstoffgehalt. Mit einer in Postulatform überwiesenen Motion forderte
Nationalrätin Ulrich (sp, SO) daher eine Regelung dieses Problems. Der Bundesrat
erklärte sich bereit, zu prüfen, ob eine gesetzliche Sanierungspflicht für örtlich
begrenzte hochgradige Bodenverunreinigungen (Altlasten) auch aus Gründen des
Bodenschutzes angezeigt sei und wie die Kostenfrage geregelt werden könne. 9

POSTULAT
DATUM: 07.10.1988
KATRIN HOLENSTEIN

Allgemeiner Umweltschutz

Mittels Postulat verwies Nationalrätin Trede (gp, BE) auf den Umstand, dass negative
Auswirkungen auf Gesundheit und Umwelt durch Fracking, resp. die hydraulische
Frakturierung von Gesteinsschichten zur Erdöl- oder Erdgasförderung, bisher nicht
ausgeschlossen werden können. Im Gegenteil bestünde durch den Einsatz von
Stützmittelflüssigkeit die Gefahr der Grundwasserverschmutzung. Ein vom Bundesrat
erarbeiteter Bericht soll daher eine explizite Haltung der Regierung gegenüber Fracking
ausdrücken, stichfeste Nachweise zur Umweltverträglichkeit erbringen und
Möglichkeiten aufzeigen, wie die Schweiz bei den angrenzenden Ländern auf ein
potentielles Fracking-Verbot oder -Moratorium Einfluss nehmen könnte. Darüber
hinaus soll der Bundesrat Wege darlegen, wie ein zehnjähriges Moratorium für die
Exploration und Gewinnung von Schiefergas in der Schweiz geschaffen werden könnte.
Wie bereits in seiner Antwort zu einer vom Parlament noch nicht behandelten Motion
Reimann (svp, SG), zeigte sich der Bundesrat bereit, seine Ansicht gegenüber einem
allfälligen Schiefergasförderungs-Moratorium detailliert darzulegen. Nach dieser
positiven Stellungnahme der Regierung überwies der Nationalrat das Postulat in der
Sommersession stillschweigend. 10

POSTULAT
DATUM: 21.06.2013
MARLÈNE GERBER

In seinem Bericht in Erfüllung eines Postulats Trede (gp, BE), in welchem der Bundesrat
seine Haltung gegenüber Fracking in der Schweiz darzulegen hatte, stufte die
Regierung insbesondere das theoretische Potenzial von Tiefengeothermie (Gewinnung
von Erdwärme) durch Fracking als hoch ein. Die Gewinnung von Erdgas durch Fracking
im Schweizer Untergrund sei hingegen eine ökonomisch weniger rentable Option –
obwohl sich die volkswirtschaftlichen Auswirkungen noch nicht in ihrer Gesamtheit
beurteilen liessen. Die Erdgasversorgung gelte hingegen aktuell als ausreichend und
Erdgas könne auf anderem Wege einfacher und preiswerter beschafft werden. Ferner

POSTULAT
DATUM: 03.03.2017
MARLÈNE GERBER
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äusserte der Bundesrat klimapolitische Bedenken hinsichtlich Förderung fossiler
Erdgasvorkommen, weswegen er Fracking zu diesem Zwecke nicht unterstützen wolle.
Weder ein generelles Verbot noch ein Moratorium erachtete er hingegen als notwendig:
Durch die Einhaltung bestimmter ökologischer Grundsätze sollte das Risiko bei
Tiefenbohrungen (mit oder ohne Fracking) für Mensch und Umwelt reduziert werden
können. Solche Bestimmungen zur Risikominimierung seien bereits grösstenteils
vorhanden, müssten jedoch betreffend Vollzug konkretisiert werden, wobei die
Kantone ihre Praxis vereinheitlichen sollten. Darüber hinaus müssten einzig
Anpassungen der Bestimmungen betreffend ein Verbot „jeglicher schwer abbaubarer
umwelt- oder gesundheitsgefährdender Stoffe" in den Fracking-Flüssigkeiten sowie
eine Offenlegungspflicht aller für das Fracking verwendeter Stoffe geprüft werden. Mit
Verweis auf die Kompetenz des Bundes zum Erlass von Vorschriften im Umwelt- und
Gewässerschutz hätte der Bund jedoch die Möglichkeit, bei Nichteinhaltung der
gegebenen Umweltgrundsätze ein Moratorium einzuführen. 11

Im Sommer 2019 hatte Nationalrätin Schneider Schüttel (sp, FR) ein Postulat zum Thema
«Abrieb von Fahrzeugreifen als Quelle von Mikroplastik» eingereicht. Dieses forderte
eine Berichterstattung zu möglichen Massnahmen, um den Reifenabrieb zu minimieren
respektive den Rückhalt des Mikroplastiks am Reifen zu erhöhen. Der Bundesrat
erklärte sich bereit, nach Abschluss noch laufender Forschungsarbeiten den
geforderten Bericht zu erstellen. 
Da das Postulat in der Herbstsession 2019 von Nationalrat Thomas Hurter (svp, SH)
bekämpft worden war, wurde es erst in der Herbstsession 2020 behandelt. Hurter
argumentierte im Rat, dass der Vorstoss abzulehnen sei, da die Schweiz keine eigenen
Reifen produziere und daher quasi die falsche Adressatin sei. Die EU sei sich der
Problematik bewusst und es liefen dort Abklärungen dazu. Schliesslich sei vor ein paar
Jahren bereits ein Vorstoss zum selben Thema eingereicht worden (abgelehnte Mo.
16.3586 von Balthasar Glättli (gp, ZH)), woraufhin der Bundesrat erläutert habe, dass es
diesbezüglich bereits genügend Studien gebe und er das Thema auf dem Radar habe.
Umweltministerin Simonetta Sommaruga entgegnete, dass der Bundesrat für diesen
neu zu erstellenden Bericht keine weiteren Studien in Auftrag geben werde. Dem
Bundesrat gehe es vor allem darum, dem Parlament Massnahmen vorzuschlagen. Die
Mehrheit der grossen Kammer folgte den Argumenten der Bundesrätin und nahm das
Postulat mit 117 zu 56 Stimmen bei 5 Enthaltungen deutlich an. 12

POSTULAT
DATUM: 10.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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